
 

Anlagen zur Verwaltungsvorschrift 

des Ministerpräsidenten und der Ministerien 


über die Annahme von Belohnungen,
 
Geschenken und sonstigen Vorteilen 


durch Beschäftigte des Landes Brandenburg 


Anlage 1 

Rechtsgrundlagen der Verwaltungsvorschrift 

a) § 42, § 48, § 24 des Beamtenstatusgesetzes 
b) § 57, § 72 des Landesbeamtengesetzes 
c) § 3 Absatz 3 und 7 TV-L 
d) §§ 331 bis 334, § 336, § 357, § 11 (auszugsweise) des Straf­

gesetzbuches 

Beamtenstatusgesetz 

§ 42 
Verbot der Annahme von Belohnungen,
 

Geschenken und sonstigen Vorteilen
 

(1) Beamtinnen und Beamte dürfen, auch nach Beendigung des 
Beamtenverhältnisses, keine Belohnungen, Geschenke oder sons­
tigen Vorteile für sich oder eine dritte Person in Bezug auf ihr 
Amt fordern, sich versprechen lassen oder annehmen. Ausnah­
men bedürfen der Zustimmung ihres gegenwärtigen oder letzten 
Dienstherrn. 

(2) Wer gegen das in Absatz 1 genannte Verbot verstößt, hat das 
aufgrund des pflichtwidrigen Verhaltens Erlangte auf Verlangen 
dem Dienstherrn herauszugeben, soweit nicht der Verfall ange­
ordnet worden oder es auf andere Weise auf den Staat überge­
gangen ist. 

§ 48 
Pflicht zum Schadensersatz 

Beamtinnen und Beamte, die vorsätzlich oder grob fahrlässig 
die ihnen obliegenden Pflichten verletzen, haben dem Dienst­
herrn, dessen Aufgaben sie wahrgenommen haben, den daraus 
entstehenden Schaden zu ersetzen. Haben mehrere Beamtinnen 
oder Beamte gemeinsam den Schaden verursacht, haften sie als 
Gesamtschuldner. 

§ 24 
Verlust der Beamtenrechte 

(1) Wenn eine Beamtin oder ein Beamter im ordentlichen Straf­
verfahren durch das Urteil eines deutschen Gerichts 

1.	 wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von 
mindestens einem Jahr oder 

2.	 wegen einer vorsätzlichen Tat, die nach den Vorschriften 
über Friedensverrat, Hochverrat und Gefährdung des demo­
kratischen Rechtsstaates, Landesverrat und Gefährdung der 
äußeren Sicherheit oder, soweit sich die Tat auf eine Dienst­
handlung im Hauptamt bezieht, Bestechlichkeit, strafbar ist, 
zu einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten 

verurteilt wird, endet das Beamtenverhältnis mit der Rechtskraft 
des Urteils. Entsprechendes gilt, wenn die Fähigkeit zur Beklei­
dung öffentlicher Ämter aberkannt wird oder wenn die Beamtin 
oder der Beamte aufgrund einer Entscheidung des Bundesver­
fassungsgerichts nach Artikel 18 des Grundgesetzes ein Grund­
recht verwirkt hat. 

(2) Wird eine Entscheidung, die den Verlust der Beamtenrechte 
zur Folge hat, in einem Wiederaufnahmeverfahren aufgehoben, 
gilt das Beamtenverhältnis als nicht unterbrochen. 

Landesbeamtengesetz 

§ 57 
Verbot der Annahme von Belohnungen,
 

Geschenken und sonstigen Vorteilen
 

(1) Über Ausnahmen vom Verbot der Annahme von Belohnun­
gen, Geschenken und sonstigen Vorteilen nach § 42 Abs. 1 Satz 2 
des Beamtenstatusgesetzes entscheidet die oberste oder letzte 
oberste Dienstbehörde. Sie kann ihre Befugnis auf andere Be­
hörden übertragen. 

(2) Für den Umfang des Herausgabeanspruchs nach § 42 Abs. 2 
des Beamtenstatusgesetzes gelten die Vorschriften des Bürger­
lichen Gesetzbuches über die Herausgabe einer ungerechtfertig­
ten Bereicherung entsprechend. Die Herausgabepflicht nach 
Satz 1 umfasst auch die Pflicht, dem Dienstherrn Auskunft über 
Art, Umfang und Verbleib des Erlangten zu geben. 

§ 72 
Ruhen der Rechte und Pflichten aus dem Dienstverhältnis 

Wird ein Beamter mit Dienstbezügen in den Landtag Branden­
burg gewählt, so ruhen vom Tage der Annahme der Wahl ab sei­
ne Rechte und Pflichten aus seinem Dienstverhältnis mit Aus­
nahme der Pflicht zur Verschwiegenheit und des Verbots der An­
nahme von Belohnungen und Geschenken; das Gleiche gilt, 
wenn ein Beamter in die gesetzgebende Körperschaft eines an­
deren Landes gewählt wird. 

… 

Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) 

§ 3 
Allgemeine Arbeitsbedingungen 

… 

(3) Die Beschäftigten dürfen von Dritten Belohnungen, Ge­
schenke, Provisionen oder sonstige Vergünstigungen mit Bezug 
auf ihre Tätigkeit nicht annehmen. Ausnahmen sind nur mit Zu­
stimmung des Arbeitgebers möglich. Werden den Beschäftigten 
derartige Vergünstigungen angeboten, haben sie dies dem Ar­
beitgeber unverzüglich anzuzeigen. 

(7) Für die Schadenshaftung der Beschäftigten finden die Be­
stimmungen, die für die Beamten des jeweiligen Landes jeweils 
gelten, entsprechende Anwendung. 



Strafgesetzbuch (StGB) 

§ 331 
Vorteilsannahme 

(1) Ein Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst be­
sonders Verpflichteter, der für die Dienstausübung einen Vorteil 
für sich oder einen Dritten fordert, sich versprechen läßt oder an­
nimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geld­
strafe bestraft. 

(2) Ein Richter oder Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich 
oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich verspre­
chen läßt oder annimmt, daß er eine richterliche Handlung vor­
genommen hat oder künftig vornehme, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist 
strafbar. 

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn der Täter einen 
nicht von ihm geforderten Vorteil sich versprechen läßt oder an­
nimmt und die zuständige Behörde im Rahmen ihrer Befugnisse 
entweder die Annahme vorher genehmigt hat oder der Täter un­
verzüglich bei ihr Anzeige erstattet und sie die Annahme geneh­
migt. 

§ 332 
Bestechlichkeit 

(1) Ein Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst besonders 
Verpflichteter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als 
Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, 
daß er eine Diensthandlung vorgenommen hat oder künftig vor­
nehme und dadurch seine Dienstpflichten verletzt hat oder verlet­
zen würde, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren bestraft. In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheits­
strafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. Der Versuch ist strafbar. 

(2) Ein Richter oder Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder 
einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt 
oder annimmt, daß er eine richterliche Handlung vorgenommen 
hat oder künftig vornehme und dadurch seine richterlichen Pflich­
ten verletzt hat oder verletzen würde, wird mit Freiheitsstrafe von 
einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. In minder schweren Fällen 
ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künfti­
ge Handlung fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, so 
sind die Absätze 1 und 2 schon dann anzuwenden, wenn er sich 
dem anderen gegenüber bereit gezeigt hat, 

1.	 bei der Handlung seine Pflichten zu verletzen oder, 
2.	 soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei 

Ausübung des Ermessens durch den Vorteil beeinflussen zu 
lassen. 

§ 333 
Vorteilsgewährung 

(1) Wer einem Amtsträger, einem für den öffentlichen Dienst be­

sonders Verpflichteten oder einem Soldaten der Bundeswehr für 
die Dienstausübung einen Vorteil für diesen oder einen Dritten 
anbietet, verspricht oder gewährt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Wer einem Richter oder Schiedsrichter einen Vorteil für die­
sen oder einen Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, ver­
spricht oder gewährt, daß er eine richterliche Handlung vorge­
nommen hat oder künftig vornehme, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn die zuständige 
Behörde im Rahmen ihrer Befugnisse entweder die Annahme 
des Vorteils durch den Empfänger vorher genehmigt hat oder sie 
auf unverzügliche Anzeige des Empfängers genehmigt. 

§ 334 
Bestechung 

(1) Wer einem Amtsträger, einem für den öffentlichen Dienst be­
sonders Verpflichteten oder einem Soldaten der Bundeswehr ei­
nen Vorteil für diesen oder einen Dritten als Gegenleistung da­
für anbietet, verspricht oder gewährt, daß er eine Diensthand­
lung vorgenommen hat oder künftig vornehme und dadurch sei­
ne Dienstpflichten verletzt hat oder verletzen würde, wird mit 
Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. In 
minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder Geldstrafe. 

(2) Wer einem Richter oder Schiedsrichter einen Vorteil für die­
sen oder einen Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, ver­
spricht oder gewährt, daß er eine richterliche Handlung 

1.	 vorgenommen und dadurch seine richterlichen Pflichten 
verletzt hat oder 

2.	 künftig vornehme und dadurch seine richterlichen Pflichten 
verletzen würde, 

wird in den Fällen der Nummer 1 mit Freiheitsstrafe von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren, in den Fällen der Nummer 2 mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 
Der Versuch ist strafbar. 

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künfti­
ge Handlung anbietet, verspricht oder gewährt, so sind die Ab­
sätze 1 und 2 schon dann anzuwenden, wenn er den anderen zu 
bestimmen versucht, daß dieser 

1.	 bei der Handlung seine Pflichten verletzt oder, 
2.	 soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei der 

Ausübung des Ermessens durch den Vorteil beeinflussen 
läßt. 

§ 336 
Unterlassen der Diensthandlung 

Der Vornahme einer Diensthandlung oder einer richterlichen 
Handlung im Sinne der §§ 331 bis 335 steht das Unterlassen der 
Handlung gleich. 



§ 357 c) sonst dazu bestellt ist, bei einer Behörde oder bei einer sons-
Verleitung eines Untergebenen zu einer Straftat tigen Stelle oder in deren Auftrag Aufgaben der öffentlichen 

Verwaltung unbeschadet der zur Aufgabenerfüllung gewähl­
(1) Ein Vorgesetzter, welcher seine Untergebenen zu einer ten Organisationsform wahrzunehmen; 
rechtswidrigen Tat im Amt verleitet oder zu verleiten unter­
nimmt oder eine solche rechtswidrige Tat seiner Untergebenen 3. Richter: 
geschehen lässt, hat die für diese rechtswidrige Tat angedrohte 
Strafe verwirkt. wer nach deutschem Recht Berufsrichter oder ehrenamtlicher 

Richter ist; 
(2) Dieselbe Bestimmung findet auf einen Amtsträger Anwen­
dung, welchem eine Aufsicht oder Kontrolle über die Dienstge- 4. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter:
 
schäfte eines anderen Amtsträgers übertragen ist, sofern die von
 
diesem letzteren Amtsträger begangene rechtswidrige Tat die zur wer, ohne Amtsträger zu sein,
 
Aufsicht oder Kontrolle gehörenden Geschäfte betrifft.
 

a) 	 bei einer Behörde oder bei einer sonstigen Stelle, die Aufga­
ben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt, oder 

§ 11 b) bei einem Verband oder sonstigen Zusammenschluß, Be-
Personen- und Sachbegriffe trieb oder Unternehmen, die für eine Behörde oder für eine 

sonstige Stelle Aufgaben der öffentlichen Verwaltung aus­
(1) Im Sinne dieses Gesetzes ist …	 führen, 

2.	 Amtsträger: beschäftigt oder für sie tätig und auf die gewissenhafte Erfüllung 
seiner Obliegenheiten auf Grund eines Gesetzes förmlich ver­

wer nach deutschem Recht pflichtet ist; 

a) Beamter oder Richter ist, … 
b) in einem sonstigen öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis 

steht oder 




